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Bericht über die Verhandlungen
des zwölften Landtags

des Großherzogthums Oldenburg.

Siebente Sitzung.

Oldenburg, den 27. Januar 1858 . Vormittags 12 Uhr.

Vorsitzender : Präsident Niebour.

Älm Ministertische: Reg. - Comm. Bucholtz . — Das Pro¬
tokoll der letzten Sitzung wird vom Abg. Werry  verlesen
und genehmigt.

Eingegangcn sind:
1) eine Vorstellung vieler Eingesessenen zu Nordenholz,

Neustadt und Vielstedt, betreffend Abänderung deS
Gesetzentwurfs über die Ablösung der Forstweiden.
(Geht an den für die Vorbcrathung dieses Gesetzes
gewählten Ausschuß) ;

2) eine Vorstellung des ammerländischen landwirthschaft-
lichen Vereins, betreffend den Verkoppelungs- Gesetz¬
entwurf. (An den für dieses Gesetz gewählten Aus¬
schuß).

Zur Tagesordnung, zur Fortsetzung der Berathung deS
Ausschußberichtes über den Voranschlag des Fürstcnthums
Lübeck, übergehend, wird H. 39 der Ausgaben zur Debatte
gestellt.

Die Mehrheit des Ausschusses beantragt:
Antrag 66:

der Landtag wolle dir fraglichen 150 Thlr. jährlich
bewilligen;

die Minderheit des Ausschusses:
Antrag 67:

der Landtag wolle die fraglichen 150 Thlr. nicht be¬
willigen.

Abg. Dargmann : Die Abgabe des Karrenstempels hat
ihre ursprüngliche Natur verloren durch den Anschluß Olden¬
burgs an den dänischen Zollverein. DaS Gesetz vom Zuni
1817 kann meines Erachtens nicht mehr in Betracht kommen,
es fällt mit seinem Gegenstände. Wenn darauf hingewiesen
ist, daß in Eutin und Schwartau mehr Karten verbraucht
würden, und es daher billig sei, diescn Gemeinden die be¬
antragte Summe zuzuwenden, so weiß ich nicht, ob andere
Districte nicht vielleicht andere Gegenstände mehr verbrauchen.
Ich glaube nicht, daß es sich rechtfertigen läßt , daß jedem

Orte das wieder zugewendet wird, was er muthmaßlich zu
den Zollgeldern beiträgt.

Abg. Strackerfan ll . : Meine Herren! Ich habe mich
im Ausschüsse für die Bewilligung der 150 Thlr. ausgespro¬
chen, aber nicht, weil es anerkannt ist, daß vorzugsweise in
Eutin und Schwartau Karten verbraucht werden; darin finde
auch ich keinen Grund für die Bewilligung. Mein Grund
ist vielmehr, daß man der Stadt und dem Flecken Schwartau
früher diese Einnahme zu den Straßenbeleuchtungs-Kosten
überwiesen und denselben nach dem Anschlüsse des Fürstcn¬
thums an den dänischen Zollverein dafür eine Averfional-
summe als .Entschädigung zugewlefcn hat. Aehnliche Ver¬
hältnisse finden Sie auch hier in Oldenburg, wo auch der
Ertrag des KartenstempclS den Gemeinden zur Gassenbeleuch¬
tung überwiesen ist, und auch hier werden einzelnen Gemeinden
Entschädigungen für aufgehobene Einkünfte gezahlt, wobei ich
indessen anerkennen muß, daß bei diesen letzteren die Verhält¬
nisse anders liegen, als bei Eutin und Schwartau.

Abg. Böcke! : Meine Herren! Dieser Kartenstempel ist
ursprünglich eine Communalabgabe in der Stadt Eutin ge¬
wesen. Diese Eommunalabgabehat aber nicht mehr fort-
dauern können, da beim Anschlüsse des Fürstenthums Lübeck
an den dänischen Zoll dieser Kartenstempel eine Staatsstcucr
wurde, und es wird nun von Dänemark eine Aversional-
summe an den Staat bezahlt, worin diese Kartensteuer mit
einbegriffen ist. Wenn nun eine Communalsteucr zur Staats¬
steuer wird, so sehe ich nicht ein, warum man einzelnen Com-
munen einen Ersatz dafür geben soll, daß ihre Einwohner
jetzt etwas an den Staat bezahlen, was früher als Com-
munalsteuer gehoben wurde. Diese Einnahme wurde früher
in Eutin zur Straßenbeleuchtung verwendet, man sagt, daß
die Straßenbeleuchtung jetzt etwas einbringe; dieser Grund
also fällt auch. Schwartau hat aber keine Straßenbeleuchtung
und ich weiß nicht, welcher Grund Vorgelegen hat,  daß
Schwartau diese Summe bewilligt worden ist. Ich glaube,
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daß eS angemessen iss , daß , wenn einmal Communalsteuern
zu Staatsstcuern erhoben werden , wir den einzelnen Commu-
nen keinen Ersatz geben ; will Eutin und Schwartau eine
Communalsteucr einnehmen , so mögen sie eine solche ein-
richten.

Reg . - Eomm . Ducholtz : Meine Herren !i Als dikft M-
gelegenhcit auf dem Eutiner Provinzialrathe zur Sprache
kam und mit sechs Stimmen gegen die fragliche Entschä¬
digung gestimmt wurde , wahrend fünf Stimmen sich dafür
aussprachcn , wurde von letzter Seite ausdrücklich hervor-
gehvben , daß für die Zahlung eine gesetzliche Verpflichtung
Vorlage . Ob diese nun in der Weise als vorhanden an¬
zunehmen ist , daß die .Städte Eutin und Schwartau vor
Gericht auftretcn und auf diese Weise den Fiskus zur Zah¬
lung anhalten könnten , mag dahingestellt bleiben ; jedenfalls
spricht aber die Billigkeit dafür , daß eine Einnahme , welche
die Stadt Eutin und der Flecken Schwartau so lange Jahre
gehabt und nur durch die Veränderung der - Zollcinrichtungen
verloren haben , die doch jetzt dem Staate zu Gute kommt,
fortdaure , um so mehr , als es sich um die Summe von nur
150 Thlr . handelt . Sie werden bei Ihren Entscheidungen
nicht immer lediglich auf das strenge formelle Recht Rücksicht
nehmen können , sondern auch Rücksichten der Billigkeit walten
lassen muffen.

Abg . Zedelius : Ich möchte mir nur erlauben , darauf
hinzuwcisen , daß , wie es mir scheint , doch die Billigkeit
im hohen Grade dafür spricht , daß den Gemeinden Eutin
und Schwartau die bisherige Einnahme belassen wird . Wenn
der Herr Abg . Böckel gesagt hat , daß eine Straßen¬
beleuchtung in Schwartau nicht bestehe , so mag dies ledig¬
lich daran liegen , daß man in Schwartau noch nicht dazu
gekommen , weil man die Mittel dazu nicht aufzubringen
vermochte ; man würde aber vielleicht dazu im Stande sein,
wenn Schwartau diese Einnahme belassen würde . Schwartau
ist freilich ein Ort , der im Aufblühen begriffen ist , die ge¬
werblichen Anlagen haben aber eine Vermehrung der Armen¬
last zur Folge gehabt , und es ist notorisch , daß der Flecken
Schwartau gerade durch seine Armenlast in eine bedrängte Lage
gekommen ist ; es würde daher schmerzlich empfunden werden,
wenn die fragliche Summe seinen Einnahmen nicht mehr zer¬
fließen würde . Ferner hat der Abg . Böckel hervorgehoben,
daß , so viel er wisse , der Stadt Eutin eine Einnahme aus der
Straßenbeleuchtung zuflteßc ; auch das ist nicht richtig . Zn
Eutin hat statt der früheren Straßen - Ocl - Beleuchtung eine
Gascompagnie die Beleuchtung der Straßen übernommen,
und die Stadt bezahlt natürlich an die Compagnie das , was sie
bezahlen muß , damit diese bestehen kann . Die Stadt Eutin
hat freilich nicht die gesammten Kosten zu tragen , aber ich
bezweifle nicht , daß die Stadt Eutin nicht wenigstens die¬
selbe Summe an die Gascompagnie zu zablcn hat , welche die
frühere Beleuchtung der Straßen durch Oel gekostet hat.
Auch Eutin ist durch seine gewerblichen Verhältnisse in keiner
besseren Lage , auch Eutin würde es schwer werden , diese
Einnahme zu missen.

Abg . Böckel : Dieses Mal sind wir wieder an der Reihe
mit der Sparsamkeit , und ich möchte Sie warnen , hier Geld
aus Mitleid zu bewilligen . Ich habe nur noch auf das , was
der Herr Reg . - Eomm . sagte , cs wäre eine Einnahme , die
bereits seit 60 Jahren Eutin und Schwartau zustande , zu
entgegnen , daß Schwartau erst 1847 diese Einnahme zu¬
gekommen ist . Wollen Sic diesen beiden Gemeinden eine
Unterstützung bewilligen , so mag dies in den Voranschlag
kommen , aber eine Entschädigung zu geben für eine Com-
munalabgabe , die zur Staatssteuer geworden ist , scheint mir
doch verkehrt.

Berichterstatter Abg . Kindt : Ich glaube , daß beiden
Gemeinden eine Art gesetzlichen Anspruchs zur Seite steht,
die Rcgierungsbekanntmachung von 1847 ist zur Zeit noch
nicht aufgehoben ; sie halte vielleicht aufgehoben werden müssen
bei Veranlassung der Gesetzgebung , welche durch den neuen
Zollvertrag von 1853 nothwendig wurde ; dies ist aber nicht
geschehen , die Verordnung besteht also noch fort , und steht
mithin beiden Gemeinden außer der äußersten Billigkeit auch
noch daS Recht zur Seite , übrigens hat die Stadt Eutin schon
seit 1786 den Kartenstempel , dagegen hat Schwartau solchen
erst seil den dreißiger Jahren bezogen.

Der Präsident schließt die Berathung und stellt den An¬
trag Nr . 66:

der Landtag wolle die fraglichen 150 Lhlr . jährlich
bewilligen,

zur Frage , welche mit Stimmenmehrheit abgelehnt  wird.
Die Ztz. 40 , Antrag Nr . 68 , 41 , 42 , Antrag Nr . 69

werden der Gcsammkabstimmung Vorbehalten.
Die Diskussion über §. 43 wird auögesetzt und tz. 44,

Antrag Nr . 70 ebenfalls der Gesammtabstimmung Vorbe¬
halten.

Somit sind sämmtlichc Ausschußanträge berathen.
Der Präsident stellt hierauf die der Abstimmung vorbe¬

haltenen HZ. 1 bis 42 einschließlich , jedoch mit Ausnahme der
Anträge 10 , 13b , 23 und 31 , ferner die Anträge 49 bis 62
einschließlich und 68 , 69 und 70 zur Gesammtabstimmung,
und werden sämmtlichc mit Stimmenmehrheit angenom¬
men , worauf der Gegenstand zur demnächstigen weiteren
Berichterstattung an den Ausschuß zurückverwiesm wird.

II . Gegenstand der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht der Abtheilung II . über die Neuwahl

im 5 . Wahlkreise.

Berichterst . Abg . Barleben : Nachdem die Abgeordnetcn-
wahl im 5 . Wahlkreise vom Landtage für ungültig erklärt
wurde , ist für diesen Wahlkreis eine Neuwahl ausgeschrieben,
welche am 18 . d. Mts . statigefunten hat . Die frühere Wahl
in diesem Wahlkreise ist vom Landrage für ungültig erklärt,
weil dazu 6 Wahlmänner aus dem Wahlbezirke Schweiburg
mitgewirkt , deren Erwählung zu Wahlmännern vom Landtage
nicht für gültig erachter wurde . Auf Grund dieses Landtags-
bcschlusses hat die Staatsrcgierung bei der jetzt in Frage
stehenden Neuwahl die Mitwirkung dieser sechs für ungültig
erklärten Wahlmänner ausgeschlossen , und es sind nur die
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übrigen Wahlmänner des Wahlkreises , 18 an der Zahl , zur
Wahl eingeladen worden . Bon riesen 16 Wahlmännern sind
im Wahliermine nur 11 erschienen , und ist von denselben
mit allen Stimmen der Amtsassessor Kindt zum Abgeordneten

gewählt worden . Den Ausschluß der 6 Wahlmänner von
Schweiburg und daß an die Stelle dieser für ungültig er¬
klärten Wahlmänner keine neue Urwahl ausgeschruben ist,
hat die Slaalsregierung in einem besonderen Erlaß an die

hiesige Provinzialregierung ausführlich motivirt , und darf ich
mir wohl erlauben , diesen bei den Wahlakten befindlichen Er¬

laß zur Kennlnißnahme des Landtags vorzulescn . (Der Red¬
ner verliest den Erlaß .)

Die in diesem Erlaß angeregte Frage ist bei der Prü¬

fung der vorliegende » Wahl vor Allem in der Abtheilung zur
Sprache gekommen . Ich kann darüber im Allgemeinen nur

berichten , daß in der Abtheilunss mehre Stimmen sich der

Auffassung der Regierung angeschloffen , dagegen andere Be¬
denken erhoben haben ; die Ablhcilung jedoch die Ansicht ge¬

wonnen hat , daß eine Erörterung und Entscheidung dieser
Frage für den vorliegenden Fall umgangen werden dürfe und

nicht nothwendig sei . Es sind nämlich von den vorhandenen
16 Wahlmänncrn , welche , nachdem die Wahl der 6 Schwei-

burger Wahlmänner ungültig erklärt worden ist , im Wahl¬
kreise geblieben sind , nur 11 im Wahliermine erschienen und

diese haben einstimmig den Ämtsassessor Kindt gewählt.
Wollte man nun auch den Ausschluß der sechs Schweybur-

gcr Wahlmänner nicht für richtig anerkennen und annehmcn,
daß diese 6 Wahlmänncr zur Wahl hätten erneuert werden

müssen , so würde sich doch mit denselben und den im Wahl¬
termine erschienenen Wahlmännern immer nur eine Gesammt-

zahl von 17 Wahlmännern ergeben haben und bei einer sol¬
chen Zahl die Wahl des Abgeordneten nur eine Mehrheit von

9 Stimmen erfordert haben . Der Abgeordnete ist mit
11 Stimmen gewählt , hat also eine solche Mehrheit erhalten,

daß die sechs ausgefallenen Schweyburger Stimmen keinen

Einfluß auf das Wahlresultat gehabt haben würden . Da
nun in einem solchen Falle nach dem Wahlgesetze ein Ver¬

sehen , selbst wenn ein solches vorgekommen sein sollte , nicht

berücksichtigt zu werden braucht , so ist die Abtheilung der
Ansicht , daß in diesem Falle auf den Ausschluß der 6 Schwei¬

burger Wahlmänner kein Gewicht zu legen ist , und beantragt
mit allen  gegen eine  Stimme:

daß dir Wahl deS Amtsassessors Kindt  zum Ab¬
geordneten des 5 . Wahlkreises für gültig  erklärt
wird.

In Beziehung auf die erst gestern vom Hrn . Präsidenten als
cingegangen mitgetheilien Proteste habe ich für die Abtheilung
nichts zu berichten , denn diese ist deshalb nichtzulammengelreten.

Ich kann jedoch bemerken , daß schon von einer Seite in der Ab¬

teilung für den jetzt gestellten Antrag darauf Gewicht gelegt
wurde , daß ein solcher Protest nicht in der Wahlversammlung
stattgefundcn habe . Ich für meinen Theil kann nur erklären,
daß ich einen solchen Protest überall nicht als berechtigt er¬

kennen und demselben durchaus keinen Werth zugestehen kann.

Berichte . XU. Landtag.

Ich kann nicht annehmen , daß die Wahlmänner daraus , daß

sie ihr Wahlrecht und ihre deöfallsige Verpflichtung versäumt

haben , irgend ein Recht und den Protest zu begründen ver¬
mögen . Hinzuzufiigen habe ich noch , daß aus den Wahlakten
nicht zu ermitteln ist , ob die in dem eingegangenen Proteste

unterschriebenen Personen auch wirklich zur Wahl nicht mit¬
gewirkt haben.

Abg . Ahlhorn : Meine Herren ! Ich kann mich mit
der Auffassung der hohen Staatsregicrung und ebensowenig
mit dem Ausschußantrage einverstanden erklären . Der Aus¬

schuß stützt sich ganz einfach auf Art . 17 des Wahlgesetzes,
wornach es heißt : „ Etwa vorgckommene Unrichtigkeiten und
Versehen machen eine Wahlhandlung nicht ungültig , wenn sie

auf das Ergebniß derselben ohne Einfluß gewesen sind . " Ich
frage Sie , meine Herren , wenn dis Schweyburger Wahl¬
männcr geladen und dann gekommen wären , ob dann die

Wahl wohl so ausgefallen wäre . Sie werden wohl Alle

überzeugt sein , daß , wenn die Schweyburger mitgewählt hät¬

ten , die fünf Rasteder auch nicht zu Hause geblieben wären;
sie wußten aber , daß die sechs Schweyburger Stimmen fehl¬

ten und meinten , was Hilst cs uns , dagegen zu stimmen , wir
5 können gegen die 11 doch nichts machen . Daß sie jeden¬
falls kommen mußten , um ihre Stimmen abzugeben , das ha¬
ben sie nicht gewußt — sie haben blos einfach protestirt und
der Protest ist ja soeben verlesen , wornach sie ' blos darum

weggedliebcn sind , weil die Schweyburger nickt geladen sind.
Darum gehe ich von dem Grundsätze aus , daß diese Nicht¬

einladung der Schweyburger Wahlmänner jedenfalls von gro¬
ßem Einfluß auf die Wahl gewesen ist. Denn sie haben ja
in dem Protest erklärt , warum sie weggeblieben sind , und

fällt die Einrede des Ausschusses hiemit nun auch weg , da
er sagt , er wüßte nicht , warum die 5 Rasteder nicht gekom¬
men wären . Mit der Auffassung der Staatsregieruwg bin ich

ebensowenig einverstanden . Die Negierung stützt sich einfach
blos auf Art . 44 des Wahlgesetzes , wornach das Wahlmänner-

cvllegium die ungültig gewählten Wahlmänner hätte aus-
schließcn können , dasselbe hätte dies nicht gethan , der Land¬

tag hätte dies später nachgeholt und hätte die Schweyburger
Wahlmänner als ungültig erwählt erklärt und seien jetzt keine
Wahlmänncr in Schwcyburg vorhanden ; ich bin aber ande¬

rer Meinung und glaube , daß die hohe Staatsregierung hier
nicht im Rechte ist ; der Art . 44 spricht blos von der Aus¬

schließung des einen oder andern WahlmanneS und lautet

einfach : „Nach Eröffnung der Versammlung hat dieselbe zu¬

nächst über die etwa beanstandete Gültigkeit der Erwählung
dis einen oder andern Wahlmanns Beschluß zu fassen , und
sodann mit Ausschließung deS Wahlmannes , dessen Wahl für

ungültig erklärt ist, unmittelbar zu ihrem Wahlgeschäft zu
schreiten . "

Meine Herren ! Ich bin kein Jurist , aber nach meiner
Meinung kann man nicht eine Korporation von Wahlmänncrn

ausschließen ; die Regierung hätte schon längst Gelegenheit
gehabt , Neuwahlen in Schwiyburg anzuordnen , und daS

hätte die Sache gar nicht verzögert . ES handelt sich nicht

4
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blvS um die Wahl eines Abgeordneten für den gegenwärtig
versammelten Landtag , sondern für die Wahl in der ganzen
Kinanzperiode , und in den nächsten drei Zähren wird ein gan¬
zer Wahlkreis nicht vertreten sein . Auch war hier gar keine
Gefahr im Verzüge , denn der Landtag ist bereits beschluß¬
fähig zusammen , und da kann eS sich wohl ganz gleich blei¬
ben , ob einer mehr oder weniger da ist in den ersten 14 Ta¬
gen . Wenn die Staalöregiervng übrigens gleich , nachdem der
Landtag die Abgeordnctenwab ! im V. Wahlkreis für ungültig
erklärt hätte , gleich eine Neuwahl von Wahlmännern in
Schweyburg ausgeschrieben hätte , so hätte dies jetzt auch schon
fertig sein können und hätten dann die Schwcyburger ihr
Wahlrecht auch ausüben können.

Abg . v . Wedderkop : Es kommt hier , glaube ich,
hauptsächlich darauf an , ob von der Staatsregierung bei der
zur Prüfung stehenden Wahl gesetzlich verfahren worden ist,
oder nicht , und in dieser Beziehung glaube ich , daß die
StaatSregirrung nicht nur durchaus gesetzlich verfahren hat,
sondern sogar ungesetzlich verfahren haben würde , wenn sie
eine Neuwahl in Schweyburg angeordnet hätte . Wir haben,
meine Herren , die Urwahlen im Rastedcr Wahlkreise nicht für
gültig erkannt ; die Folge davon ist , daß dieselben keine Wir¬
kung haben können , und daß Alles in den Stand zurücktritt,
wie cs war , als die erste Wahlhandlung zu Rastede vorge-
nommcn wurde . Es ist nämlich ein allgemein anerkannter
Rechlssatz , daß nichtige Handlungen als nicht geschehen zu
betrachten sind und keine rechtlichen Folgen haben . Wenden
Sie diesen richtigen Grundsatz auf den vorliegenden Fall an,
so werden wir zu dem Resultate kommen , daß die Rssteder
Wahl gerade so vorgenommen werden mußte , wie sie hätte
vorgenommcn werden müssen , wenn die Versammlung damals
schon die Wahl der Schwcyburger Wahlmänner für ungültig
erklärt hätte , also mit Ausschluß derselben . Von dem geehr¬
ten Herrn Vorredner ist nun zwar behauptet worden , daß
die Ihnen von demselben mitgctheitte gesetzliche Bestimmung
nur in dem Falle Anwendung finden müsse , wenn einzelne
Wahlmänner ungültig gewählt seien , nicht aber , wenn eine
ganze Corporation von Wahlmännern , ein ganzer Wahlbezirk,
ausgeschlossen werden müßte . Diese Ansicht kann ich nicht
theilen ; das Gesetz macht keinen Unterschied zwischen einzelnen
Wahlmänner » und denen eines ganzen Bezirkes , auch bilden
letztere keineswegs eine Corporation , cS sind immer nur ein¬
zelne Wahlmänner , das Gesetz muß also auch für sie Anwen¬
dung finden . Die ungültig gewählten Wahlmänner aus
Schweyburg durften mithin bei der Mgeordnctenwahl zu
Rastede sich nicht betheiligen . Dadurch , daß die Nichtgültig¬
keit durch den Landtag in zweiter Instanz erfolgte , kann dir
Lage der Sache nicht anders werden , wie sie damals war , als
zuerst gewählt werden sollte , und zwar nach allen rechtlichen
Prinzipien , die in Beziehung auf nichtige Handlungen gelten.
Es ist freilich gesagt worden , daß nach dieser Auffassung ein
ganzer Wahlbezirk nicht nur für diese Wahl , sondern auch
für alle übrigen Nachwahlen für dir Dauer der Periode aus¬
geschlossen würde . Diese Ansicht kann ich aber nicht theilen,

denn bei den ferneren aus einem andern Grunde etwa noth-
wrndig werdenden Abgeordnctenwahlen ist dasselbe Motiv,
welches bei der ersten gültigen Wahl die Ausschließung sol¬
cher Wahlmänner verlangt , nicht vorhanden . Ich bin ganz
damit einverstanden , daß in solctien Fällen eine Neuwahl
von Urwählern nicht nur zulässig , sondern gesetzlich geboten
ist . Die jetzige Wahl tritt aber nur an die Stelle einer
früheren ungültigen Wahlhandlung , sie soll die letztere wieder¬
holen , und aus diesem Grunde kann ich mich nur für den
Antrag der Abtheilung erklären.

Abg . Mölling : Mehr zur Mvtivirung meiner Abstim¬
mung , als in die eigentliche Debatte einzugehen , welche diese
Wahlangelegenheit betrifft , ^bemerke ich , daß ich bei der frü¬
heren Beschlußfassung über die Wahl deS Abgeordneten in
demselben Wahlkreise , in welchem sie jetzt wieder zur Frage
steht , gegen die Gültigkeit der Wahl gestimmt habe . Ich
ging damals nicht ursprünglich oder hauptsächlich vom Art . 17
deS Wahlgesetzes aus , nach welchem Versehen und Unrichtig¬
keiten eine Wahl nicht ungültig machen , wenn sic aus kaS
Ergebniß derselben ohne Einfluß geblieben sind ; ich ging viel¬
mehr davon aus , daß hier mehr als ein solches einzelnes Ver¬
sehen und Unrichtigkeit vorliege , daß nämlich der ganze Wahlact
in Beziehung auf diese Wahl ungültig ober als überall als
formell und rechrlich nicht vorhanden anzuschen sei , da die
erste und wesentlichste Bedingung deS ganzen Acles , in wel¬
cher die Wahlmänner gewählt wurden , das Protokoll , fehlte,
und das später vorgclcgke vom Landtage nicht als Protokoll
anerkannt wurde . Nach Art . 27 des Wahlgesetzes sollen ein
oder mehrere beeidigte Protokollführer zugezogen werden , und
nur , wenn sie nicht zu haben sind , hat der Vorsitzende selbst
daS Protokoll zu führen . Im Art . 28 steht deutlich , baß
bei der Wahlhandlung Urkunbpersonen zugezvgen werden sollen,
um di« Richtigkeit des Protokolls zu bekunden ; daS Protokoll
ist daher die unzweifelhafte Bedingung der Gültigkeit des
ganzen Wahlaktes . Es hat bekanntlich der Landtag das
Protokoll als nicht vorhanden angesehen ; er ist davon aus¬
gegangen , und ich persönlich ebenfalls , daß daS Fabrikat,
das später vorgclegt wurde , ein Protokoll nicht sei , und nicht
di« Stelle eines Protokolls ersetze . Ist also das Protokoll
Bedingung der Gültigkeit des Wahlactes , so war der ganze
Act null und nichtig , und man muß sich auf den Stand¬
punkt setzen, daß die 6 Schwcyburger Wahlmänner eben durch
diese nichtige Wahlhandlung sortfallcn , und ich kann es nicht
für recht halten , -daß durch diese nichtige Wahlhandlung die
Wahlmänner eines ganzen Bezirks damals und arrch ferner¬
hin für ausgeschlossen zu achten . Wie schon von einem
Vorredner gesagt ist, es ist eine ganze Körperschaft von ihrem
Wahlrechte ausgeschlossen , worin ich ihm beistimmen muß.
Hat dieser Bezirk das Recht , eine Anzahl Wahlmänner zu
wählen , so kann ich die Ursache nicht finden , wodurch es
verhindert werden könnte , daß nicht Allem zuvor zu einer
Neuwahl der Wahlmänner geschritten werden müsse . Ein
Zeitverlust wäre kaum dadurch entstanden , der kommt aber
auch überall gar nicht in Betracht . Es ist aber auch gesagt
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worden , dieser ' Act wäre eine Fornctzung des ersten , wir
wären noch immer im Stadium der ersten Wahl ; das kann
ich nicht annchmen , jede einzelne ZLahl bildet eine Wahlhand¬
lung für sich , sie bildet ein abgeschlossenes Ganzes , ihren
eigenen Act , und wenn eine Neuwahl geschieht , müssen alle
Bedingungen ihrer ursprünglichen Gültigkeit vorhanden sein.
Man kann dagegen einwcnden , daß das Wahlgesetz über
solche Mängel keine Bestimmungen enthalte , das kann aber
nicht in Betracht kommen . Wenn im Gesetz Nichts darüber
steht , so steht auch nichts dagegen . Es muß daher nach der
Natur der Sache dafür gesorgt werden , daß jeder Wahl-
district bei der Wahl vertreten ist , und daß nicht ein ganzer
Distrikt ausgeschlossen bleibe . Aber auch bas Wahlgesetz selbst
bietet hierfür ausreichende Momente . Art . 36 des Wahlgesetzes
sagt : „ Lehnt ein Wahlmann die Wahl ab , oder verliert er
die Bedingungen der Wählbarkeit , so tritt derjenige als Wahl-

- mann ein , der nach dem sonst Berufenen die meisten Stimmen
hat . " Es scheint daher unzweifelhaft , daß das Gesetz selbst
davon ausgeht , daß , wenn die Wahl eines Wahlmannes für
nichtig erklärt wird , dafür Sorge getragen werden müsse,
daß der Mangel gehoben und ergänzt werde . Wenn also
ein ganzer Act nichtig ist , muß auch die Nichtigkeit dieses
Aktes gehoben und wieder gut gemacht werden . Ferner heißt
es auch im Art . 29 , tz. 3 : „ Im Falle des tz. 2 , sowie wenn
ein Wahlmann während der Wahlperiode des ordentlichen
Landtags neu zu wählen ist , wird die für die letzte Wahl
zum ordentlichen Landtag ausgestellte Wählerliste der neuen
Urwahl zum Grunde gelegt . Es sind jedoch diejenigen,
welche inzwischen stimmberechtigt geworden , aus ihren Antrag
in der Liste , und zwar in derjenigen Klasse , welcher sie nach

ihrem Steuerdctrage angehöreu , nachzulragen . " DaS Gesetz
denkt also auch daran , daß Wahlmanncr wieder neu gewählt
werden können , und daraus scheint mir doch hervorzugehen,
daß , wenn eine ganze Körperschaft von Wahlmännern , die
Wahlmanncr eines ganzen Distrikts wegfallen , diese Körper¬
schaft erst wieder herzustcllen sei , che ein neuer Wahlact
geschehen könne . Soll ich Aehnlichkeiken oder Analogien her-
beiziehen , so sorgt ein Gerichtshof , welcher ein Urthcil wegen
Nichtigkeit cassirt , daß die Nichtigkeit geheilt werke , ehe in
derselben Sache ein neues Urlheil gefällt wird . DaS sind
die wesentlichen Gründe , die mich bestimmen , die Wahl für-
ungültig zu halten . Ich muß aber auch , selbst wenn diese
Ansicht nicht die richtige wäre , aus dem Art . 17 herlcitcn,
daß die Wahl ungültig ist . „ Versehen und Unrichtigkeiten"
sollen nicht in Betracht kommen , wenn sie auf das Ergebniß
der Wahl ohne Einfluß gewesen sind . Nun wird man schon
nicht sagen können , daß die Wahlmanncr eines ganzen Di¬
strikts doch wohl auf die Wahl nicht hatten von Einfluß
sein können . Allerdings sind 11 Wahlmanncr erschienen , diese
haben sämmtlich dem Gewählten ihre Stimme gegeben , wären
also die Schweyburgcr zugegen gewesen , so wären 17 ge¬
wesen , davon ist die absolute Majorität 9 , der Gewählte
hat die absolute Majoiität , ja sogar 11 Stimmen . In so
fern ist hiernach zwar der Ausschluß der Schweyburgcr Wahl¬

manner nicht von Einfluß gewesen . Aber , meine Herren I
diese Thatsache kann doch vor dem Gesetze nicht bestehen,
5 Wahlmänner aus Rastede sind nicht erschienen , wir haben
ihren Protest gehört , und wissen , warum sie nicht erschienen
sind . Sagt nun der Art . 17 , daß Versehen und Unrichtig¬
keiten nicht in Betracht kommen , wenn sie auf das Ergebniß
nicht von Einfluß gewesen sind , so müssen doch die Umstände
so liegen , daß dem Landtage die Ueberzcugung gegeben wird,
es seien diese Versehen ohne Einfluß auf das Ergebniß de«
Wahl gewesen ; ich glaube , daß Sie diese Ueberzcugung nicht
gewinnen können . Die Rasteder Wahlmänner sagen , sie wären
nicht gekommen , weil die Wahl eine ungültige gewesen , wegen
deS Ausschlusses der Schweyburgcr Wahlmanncr . Thatsäch-
lich sind die Schweyburgcr Wahlmäerzrer - durch «in Versehen
ausgeschlossen . Wäre diese Ungültigkeit oder dieses Versehen
nicht gewesen , so wären sie erschienen . Dann hätten statt
13 Wahlmänner 22 gestimmt , und hätten die 11 nicht Er¬
schienenen dem Abgeordneten ihre Stimme nicht gegeben , dann
hätte er die absolute Mehrheit nicht gehabt . Auch so kann
man daher nicht sagen , daß das Verfahren ganz ohne Einfluß
auf die Wahl gewesen ist.

Abg . Rüder : Ich will allerdings versuchen , diese Ueber-
zeugung zu geben . Der Abg . Mölling  ist bei seiner
früheren Abstimmung geblieben , hat nur Gründe für seine
frühere  Abstimmung beigebracht . Er bat somit versucht,
den Beschluß des Landtags in einer früheren Sitzung , auch
die des noch nicht constituirkcn Landtags zu rechtfertigen.
Dieser Beschluß ist noch nicht angefochtcn und die Recht¬
fertigung war deshalb verfrüht . Ich habe den Beschluß , der
die Schweiburger Urwahl cassirt , stets für unrichtig gehalten,
weil von der Beanstandung bis zum definitiven Beschluß eine
längere Zeit verging , welche zu Reklamationen benutzt wäre,
wenn man hätte behaupten können , daß die Mängel von

Einfluß auf daS Resultat gewesen wären . — Ich will aber
jetzt nur darauf Hinweisen , daß der Abg . Mölling  jetzt
klar sicht , daß daS Fehlen der Rastcdcr Wahlmänner auf
das Resultat von Einfluß gewesen , da er doch in jener

Sitzung nicht so klar gesehen haben muß . Damals lag vor,
daß 11 Stimmen von 22 für den Abgeordneten waren und
daß diese 11 nicht sämmllich gegen die Zulassung der Schwey¬
burgcr im Wahlakt gestimmt und nur sie ein Interesse hatten,
die Cassation zu betreiben . — Der Landtag hat , unter Zu¬
stimmung des Abg . Mölling,  jene Wahlmännerwahlen
cassirt , und wir sind dadurch in die peinliche Situation ge¬
kommen , in welcher wir uns gegenwärtig befinden , eine Wahl
zu prüfen , bei der ein ganzer Wahlkörpcr ausgeschlossen werden
mußte . Die Schweyburgcr Stimmen aber , ob sie mit Recht
oder Unrecht ausgeschlossen sind , hatten auf DaS Ergebniß
der Wahl keinen Einfluß gehabt . ES ist aus dem einfachen
Rechcnexempel , daS der Abg . Mölling  uuS vorgerechnet hat,
klar und deutlich dargelhan , daß die Schweyburgcr , sie
mochten kommen oder nicht , in der Minorität waren . Sie
sind als gegen  den Abgeordneten stimmend gezahlt.  Die

^ prolcstirenden 5 Rasteder Hallen zu erscheinen , sie wußten.
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warum eS sich handelt, sie hatten Zeit genug, zu überlegen,
ob ihr Erscheinen im Stande wäre, ein besseres Resultat in
ihrem Sinne herbeizuführen. Wären sie erschienen, so hätte
man vielleicht sagen können, es wäre vielleicht das Resultat
ein anderes gewesen, da aber die Rasteder freiwillig  nicht
erschienen sind, so weiß ich nicht, wie man sagen kann, daß
es ihnen nichts hätte helfen können, zu erscheinen. Wir
sehen, daß es ihnen hätte helfen können. Man würde
dann gesagt haben, cS hätte wieder  Gleichheit eintrelen
und das Loos gegen  den Abgeordneten auSfallcn können.
Warum sind sie nicht erschienen? Sie haben cS sich selbst
zuzuschrciben und nach meiner Ueberzeugung ist das Resultat,
daß nach dem Wahlgesetz vollkommen gültig gewählt ist.

Reg. - Comm. Bucholtz : Der Grund, aus welchem die
5 Rasteder Wahlmänncr außgeblieben sind, geht die Frage
nicht an — sie sind einmal nicht da gewesen und können
nicht berücksichtigt werden. — Es wird bei dieser ganzen
Sache darauf ankommen, ob die Auslegung, welche die
StaatSregierung von dem betreffenden Gesetzartikel gemacht
hat, richtig ist. Die Staatsregierung hat ihre Gründe auS-
füyrlich dargelegt und sie sind Ihnen mitgetheilt worden. Ich
muß gestehen, daß ich noch keineswegs irgend einen stichhal¬
tigen Grund gegen die Auslegung der Regierung habe Vor¬
bringen hören, und wenn von zwei Vorrednern gesagt worden
ist, daß in dem Art. 44. nur die Rede wäre von einem oder
dem andern Wahlmanne, so Heißt eö ja hier ausdrücklich:
»Nach Eröffnung der Versammlung hat dieselbe zunächst über
die etwa beanstandete Gültigkeit der Erwählung des einen
oder andern Wahlmanneö Beschluß zu fassen und sodann mit
Ausschließung des Wahlmanneö,  dessen Wahl für
ungültig erklärt worben ist, unmittelbar zu ihrem Wahlge-
schäfl fvrtzuschreiten." Es wird wohl Jedem einleuchten, daß,
wenn das Gesetz hier von einem  Wahlmanne spricht, auch
der Fall damit gemeint ist, wenn mehrere oder wenn die Wahl-
manner eines ganzen Distrikts ausgeschlossen werden. Nach
dem Ausschlicßcn der für unlegitimirt erklärten oder doch zu
erklärenden6 Schweyburger Wahlmänner mußte die Ver¬
sammlung im Wahlgeschäft forlschreiten. Das Rasteder Wahl-
collegium war nach jenem Gesetze dazu befugt und verpflichtet.
Wenn dasselbe aber diese Ausschließung nicht verfügt hat, so
ist dieses seine Schuld gewesen, und eben deshalb hat der
fünfte Wahlkreis eS bis «lato noch nicht zu einer gültigen
Wahl gebracht. Indem nun der Landtag  diese Zwischen¬
handlung der Ausschließung vorgenommen hat und das
Wahlcvllegium wieder thätig werden soll, kann hier nur von
einer Fortsetzung der ersten Wahlhandlung die Rede sein, und
das ist eS eben, was die Staatsregierung mit dem Worte
bezeichnet„noch gegenwärtig befindet sich die Wahlhandlung
im ersten Stadium". Hat der Abgeordnete alS gültig ge¬
wählt aber einmal Zutritt im Landtag erhalten, oder tritt er
aus , dann ist die Sache eine andere, dann wird es Sache
der Staatsregierung sein, dafür zu sorgen, daß der Wahl¬
körper vervollständigt und eine Neuwahl von Wahlmännern
veranlaßt werde. So widerlegt sich also auch das, was der

Herr Abg. Ahlhorn  gesagt hat, daß es außerordentlich hart
wäre, wenn ein ganzer Wahldistrict drei Jahre hindurch aus¬
geschlossen sein solle von der Absenkung eigener Wahlmänner.

Abg. Ahlhorn : Meine Herren, nach dem Herrn Vor¬
redner scheinen mir selbst die Herren Juristen zweifelhaft zu
sein. Der Abg. Rüder  Hai uns freilich ein einfaches Rechen-
exempel vorgelegk, ich bin aber noch immer der Meinung,
daß der Ausschluß der Schweyburger6 Wahlmänner für die
ganze Wahlperiode eine Ungerechtigkeit ist und auf das Er-
gebniß der Wahl von Einfluß gewesen ist, wenn die Wahl¬
männer in Schwryvurg neu gewählt und erschienen wären,
dann wären die Rasteder auch nicht weggcblieben. Nach der
Aeußcrnng des Herrn RegicrungscommiffairS ist aber die
Staatsregierung selbst in Zweifel darüber gewesen, welchen
Weg sie Anschlägen sollte, und da wir als Nichtjuristen denn
auch zweifelhaft sind, so wäre cs gut , wenn wir eine reine
Rechtsfrage daraus machten, und so habe ich mir erlaubt, den
Antrag zu stellen:

der Landtag wolle die hohe Staatsregierung ersuchen,
das Gutachten des OberappellationsgerichlS über die
Gültig- oder Ungültigkeit der Wahl einzuziehcn und
so lange die Beschlußfassung darüber auszusetzen.

Meine Herren, wenn der Vorschlag angenommen wird,
dann haben wir die richtige Auslegung des Wahlgesetzes und
ich werde mich gern fügen.

Reg. -Comm. Bucholtz : Ich erlaube mir, noch eine
Bemerkung zu machen, zu welcher mir der Herr Vorredner
eine Veranlassung giebt, indem er sich, wie auch schon frü¬
her, auf Art. 17. des Wahlgesetzes bezogen hat. Der Vor¬
redner sagt und stützt sich wesentlich darauf, daß die Zuzie¬
hung der Schweyburger Wahlmänner von Einfluß gewesen
wäre auf das Ergebniß der Wahl und letztere daher wegen
der nicht verfügten Neuwahl nicht bestehen könne. Aber der
Art. 17. spricht nur von dem Falle, wo Unrichtigkeiten
und Versehen  vorgefallcn sind; dann erst kann, die Frage

^entstehen, ob sie auf das Ergebniß von Einfluß gewesen sind,
nicht aber, wenn eine Handlung von Einfluß gesetzlich
vorgenommen worden ist. Es kömmt also immer wieder auf
die Frage an, ob der Ausschluß der Schweyburger gesetzlich
war oder nicht.

Abg. Mölling : Mit wenig Worten möchte ich noch
einmal gegen die Gültigkeit der Wahl reden. Zn Art. 44.
des Wahlgesetzes ist es allerdings klar und deutlich gesagt,
daß die Wahlmänner- Versammlung Beschluß zu fassen habe
über die Gültigkeit der Wahl des einen oder andern Wahl¬
mannes, und wenn der Ausschluß beschlossen ist, mit dem
Wahlacie sortzusahren. Es ist aber eben so wenig einem
Zweifel unterworfen, daß der Landtag über der Wahlmanner-
Versammlung steht und an deren Beschlüsse nicht gebunden
ist. Ich will nicht einmal den Unterschied ziehn zwischen dem
»einen oder andern Wahlmanne" und dem Ausschlüsse der
Wahlkörpcrschast eines ganzen Districts. Aber so viel leuchtet
doch ein, daß dort der Wahlact fortgesetzt wird,' in dem man
eben ist. Der Termin der Wahl des Abgeordneten, öffentlich
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bekannt gemacht , kann nicht unterbrochen und ausgeketzt wer¬

den . Ganz ankerd stellt sich aber die Sache da , wo eine

Neuwahl nothwendig ist , wo die Wahl eines Abgeordneten
vom Landtage für ungültig erklärt und eine neue ungeordnet
worden ist . Da kann man doch nickt sagen , wir sind noch
immer im ersten Stadium , wir sind noch immer bei der

Wahl des Abgeordneten in diesem Distrikt . ES sind neue
Wahlakten , ein weiter Zwischenraum liegt zwischen dem ersten
und dem andern Akte . Liegt also ein Versehen oder eine
Unrichtigkeit vor , so kann ich nicht einsehcn , was die Slaats-

rcgicrung bewogen , die Unrichtigkeit oder das Versehen nickt
wieder gut zu machen . Ein Zeitverlust kann dabei nicht in Be¬
tracht kommen , sondern cS kann nur darauf ankommen , daß die

ungültigen durch einen Act ausgeschlossenen Wahlmänner eines

ganzen Wahldistricts wieder ersetzt werden . Der Abg . Rüder
hat mir vorgcworfcn , ich sei mit meiner früheren Abstimmung
im Widerspruch , weil ich damals nicht erhellt habe , daß das
Versehen auf die Wahl von Einfluß gewesen sei und ich um¬

gekehrt hier davon aukgehe . Er hat inkeß übersehen , daß ich
diele meine Ansicht nur als eine eventuelle ausgestellt habe.

Ich habe aber auch die Uebcrzeugung gewonnen , daß das

Resultat ein ganz anderes gewesen wäre , wenn daS deregte
Versehen nicht geschehen wäre . Ich bin , meine Herren , recht

lange zweifelhaft gewesen und ick leugne auch gar nicht , daß
der Protest der Rasteder auf mich nicht ohne Einfluß gewe¬

sen ist . Nach diesem Allen muß ich aber dabei bleiben,

daß die ganze jetzige Wahl an einer Nachlässigkeit leide , die

zwar hätte geheilt werben können , die aber , weil sie nicht

geheilt ist , die ganze Wahl nichtig macht.

Bcrichterst . Abg . D -rrleben : Wenn der Abz . Ahl¬
horn  hier dafür die Gründe angegeben hak, aus welchen die

jetzt prvlcstirendcn fünf Rasteder Wahlmänner sich bei der

Wahl nicht betheiligk haben , so ist dagegen zu bemerken , daß
diese Gründe sich aus den mir vorliegenden Wahlakten nicht

ergeben , vielmehr diese nur bekunden , daß fünf Wahlmänner
aus Rastede den Wahltcrmin und ihr Wahlrecht auszuübcn
versäumt haben und diese so allein in Betracht kommende

Thalsache keinen Einfluß auf die Grilligkeit der Wahl haben

kann . Die Abtheilung hat , wie ich scholl bemerkt , die Frage

wegen des Ausschlusses der Schwcyburger Wahlmänner ganz
beruhen lassen , eben weil deren Bttheiligung an der Wahl

auf bas Ergebniß keinen Einfluß gehabt haben würde.

Der Präsident stellt den Antrag des Abg . Ahlhorn

zur Abstimmung und wird derselbe abgclehnt,  dagegen
der Antrag der Abtheilung:

die Wahl des Abgeordneten Kindt  im 5 . Wahlkreise

für gültig zu erkennen,
in namentlicher Abstimmung mit 25 gegen 16 Stimmen an¬

genommen.

Es haben gestimmt mit Za die Abgeordneten:
Barleden , Barnstedt , Bothe , Brägclmann,

Flor , Franksen , Brörmann , Hüll mann , Kasten,

Kindt , Kunz , Müller , OlbejohannS , Oltmann,

Pancratz , Rittcrj , Rüder , Selkmann , Stracker-

jan I . , Strackerjan  II . , Strodthoff . j Struthofs,
Töllner , von Wcdderkop , Zedelius.

Mit Nein  die Abgeordneten:
Ahlhorn , Barg mann , Böckel , vonBöselager,

Eilks , Frank , Arkenau , Hardt , Lüerßen , Möl-

ling,Niebour,Oetken , Rabben,WillerS , Wind¬
haus , Werry.

III . Zweite Lesung dcS Gesetzentwurfs betr . ZwangS-

abtretungen zur bessern Schiffbarmachung des Aper Tiefs.

Verbesserungsanträge sind nicht eingegangen . Der Ge¬

setzentwurf wird in zweiter Lesung nach den Beschlüssen der

ersten angenommen.

IV . Zweite Lesung dcS Gesetzentwurfs wegen Zwangs-

abtretungcn zum Hunte - Ems - Canal . Verbesserungsanträge
sind nicht eingcgangen.

Auch dieser Gesetzentwurf wird in zweiter Lesung unver¬

ändert wie in der ersten angenommen.

- V. Bericht der Abih . ilung über die Neuwahl im eisten

Wahlkreise.

Bcrichterst . Abg . Eclckmann : Zm II . Wahlkreise hat,
nachdem die frühere Wahl vom Landtage für ungültig erklärt

war , am 16 . d . M . eine Neuwahl stattgefunden , bei welcher
der Hausmann Friedrich Wich mann  und der Minister

von Berg  als Abgeordnete gewählt wurden . Bei der Prü¬
fung dieser Wahl hat cs die Abtheilung nicht für nothwendig

gehalten , noch einmal auf die Urwahlcn zurückzugehen , weil
dieselben bereits bei der früheren Wahlprüfung zu keinen Be¬
denken Veranlassung gegeben haben . Wie auS dem Regie-

rungsschreiben bervvrgcht , hat eine neue Urwah ! für den aus¬

gefallenen Wahlmann Kückens  nicht stattgefunden . Es ist
inkeß der Wahlmann Kückens  der einzige , welcher an der

Wahl nicht Thei ! genommen hat und nicht Theil nehmen

konnte , weil er nicht Staatsangehöriger ist . Für diesen ist
auch kein anderer Wahlmann cingetreten , denn es konnte kein

anderer zugezogen werden , weil aus der Gemeinde Altenesch
von den erschienenen 3 Wählern jeder der 3 Wahlmänner
3 Stimmen erhalten hatte , also kein Wahlmann vorhanden

war , der nach Art . 41 . des Wahlgesetzes hätte zugezogen
werden können . Demnach sind nur 32 Wahlmänner geladen
worden , von denen 30 im Termine erschienen sind , und von

den abgegebenen 30 Stimmen hat der Hausmann Wich-
mann  26 Stimmen und der Minister v . Berg  17 Stim¬

men erhalten . Der letztere hat die Wahl abgclehnt . Es liegt
hier also nur die Wahl des p . P . Wichmann  zur Prüfung

vor . Die Abtheilung hat geglaubt , von der vorher erörter¬
ten Frage hinsichtlich der nicht angeordneten Neuwahl für

den einen ausgefallenen Wahlmann hier ganz Umgang neh¬
men zu können , da dieses auf das Re ultat durchaus keinen

Einfluß haben kann , denn Wichmann  hat von 30 Stimmen

26 erhalten , und trägt die Abtheilung daher darauf an:

die Wabl des zum Abgeordneten erwählten Haus¬

manns Friedr . Wichmann  für gültig zu erklären.
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Eine Discussion findet nicht Statt und der Antrag der
Abtheilung wird angenommen.

Hiermit ist die Tagesordnung erschöpft . Der Präsident
wird zur nächsten Sitzung laden lassen und stellt vorläufig
zur Tagesordnung:

den Bericht des Ausschusses über den Voranschlag für
das Post - und Telegraphenwesen des HerzoglhumS
Oldenburg.

Schluß der Sitzung Nachmittags l ' /i Uhr.
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